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30, Mai 1972 
Präs.:~ __ -

der Abgeordneten 
und Genossen 

No. 111°1:1 
A n fra g e 

an den Bundesminister für Bauten und Technik 
betreffend Information und Mitsprache der durch 
betroffenen Bevölkerung 

Stadtautobahnen 

In der 2\nfragebeant\'lOrtung 307/A.B. zu 313/J vom 27. April 1972 

wurde den anfragesteilenden Abgeordneten vom Bundesminister für 

Bauten und Technik J1!i tget.eil t, daß "durch diese Vorgangsweise 

(Erlassung ~inerVerordnung üb~r den genauen Straßenverlauf und 

Anhörung der.berührten Länder und Gemeinden, Anm.) .. bei sämtlichen 

Straßenplanungen der betroffenen Bevölkerung die Höglichkeit einer 

umfassenden Information bZ\·l. ~1i tsprache tiber .o.ieEntscheic'iung und 

Durchführung von Straßenplanungen gegeb<;~n" erscheint. 

Die unterzeichneten Abgeordneten halten diese Auskunft fUr unvoll-

3 leg. cit. Bundes~traßen-

gesetz lautet nämlich.: " Vor Erlassung einer Verordnung nach Abs. 1 

oder Abs. 2 sind die berührten Länder und Gemeinden zu hören;" 

vo~einer umfassenden Information bzw. Mitsprache der Bevölkerung 

angesic~ts einer derartigen Rechtslage zu sprechen, erscheint 
. --. 

daher' mehr als merk\·,ürdig. 

Da gerade die geplanten Wiener Stadtautobahnen bzw. Schnellstraßen 

eine erhebliche gesundheitspolitische und ökologische Problematik 

.. aufvlg.isen, die die betroffene = umvlOhnende Bevölkerung direkt 

berühren, ist eine weitgehende Mitsprache dieses Personenkreises 
<:I 

erforderlich. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher neuerlich die 

A n fra q c .. 

In welcher Form werden Sie der durch die Wiener Stadtautobahnen 

bzw. Schnellstraßen bct~offencn Bevölkerung konkrete Möglichkeiten 

zur umfassenden. Informa tion· hzw .• Mitsprache über die ~u fällenden 
.. L. ..--_._...' . A .... ...... _ ...... ' .j Entscheidungen geben? _. 
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